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6. Vormundschaft

Durch die Neuregelung des § 42 SGB
VIII und der darin festgelegten Anre-
gung einer Vormundschaftsbestellung
durch das Jugendamt beim zuständi-
gen Familiengericht sollten alle unbe-
gleiteten Minderjährigen einen Vor-
mund erhalten.37 Aus der Praxis sind
nur wenige Einzelfälle bekannt, bei
denen keine (oder sehr verspätet eine)
Vormundschaft eingeleitet wurde, so
z.B. bei Aufgriffen an der Grenze oder
in Haftfällen. Vereinzelt kommt es vor,
dass unbegleitete Minderjährige kei-
nen Vormund erhalten, weil sie noch
sporadisch in Kontakt zu ihren Eltern
im Herkunftsland stehen und einzelne
Richter die Auffassung vertreten, dass
dann kein Ruhen der elterlichen Sorge
festgestellt werden könne. 

Das deutsche Vormundschaftssystem
bietet mit seinen unterschiedlichen
Vormundschaftsformen und den da-
mit zusammenhängenden verschie-
denen Rollenverständnissen und Rah-
menbedingungen für die Ausgestal-
tung dieses Amtes grundsätzlich die
Chance, dass Jugendliche einen Vor-
mund erhalten, der seinen Interessen
und Bedürfnissen gerecht wird. Vo-
raussetzung dafür ist jedoch, dass
sich die jeweilige Form der Vormund-
schaft an den Bedürfnissen der Ju-
gendlichen orientiert.38 Nach Schät-
zungen des Bundesfachverbands UMF
werden bundesweit für rund 70-80%
der unbegleiteten Minderjährigen

Amtsvormünder bestellt. Jugendäm-
ter, die viele unbegleitete Minderjäh-
rige betreuen, sind in der Vergangen-
heit meist dazu übergegangen, einige
Amtsvormünder speziell für diese
Klientel vorzusehen, da diese dann
mit entsprechenden Weiterbildungen
und ihrem Erfahrungsschatz mit we-
niger Zeitaufwand und mehr Kompe-
tenz auf die speziellen Probleme und
Bedürfnisse der Jugendlichen reagie-
ren können. Eine entsprechende Pra-
xis findet sich z.B. in Städten wie
München, Berlin, Frankfurt, Hamburg,
Gießen. 

Neben Amtsvormundschaften gibt es
auch ehrenamtliche Einzelvormünder,
Vereinsvormünder oder Berufsvor-
münder. So existieren u.a. in Berlin,
Leipzig, Wuppertal, Nürnberg und Kiel
funktionierende Netzwerke zur Ge-
winnung, Schulung und Begleitung
von ehrenamtlichen Einzelvormün-

dern. Die Erfahrungen sind durchweg
positiv, die Ehrenamtlichen setzen
sich im Sinne der Jugendlichen für
deren Rechte ein und sind als unab-
hängige Akteure eine wichtige Kon-
trollinstanz der Behörden. Zudem er-
höht der Kontakt mit Einzelvormün-
dern die gesellschaftlichen Integrati-
onsmöglichkeiten. Vereinsvormund-
schaften gibt es z.B. in München und
Stuttgart. Dort haben sich Vereine auf
die Führung von Vormundschaften für
unbegleitete Minderjährige speziali-
siert. Die Vereine bieten eine hohe
Verlässlichkeit in der Vormund-
schaftsarbeit, und arbeiten, wie dies
bislang in München geregelt ist, mit
deutlich besseren Personalschlüsseln
als Jugendämter In einigen Regionen
Deutschlands sind Berufsvormund-
schaften für unbegleitete Minderjäh-
rige weit verbreitet. Gute Erfahrungen
hiermit gibt es in Nürnberg und Fürth.
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Eine erste Bestandsaufnahme der Inobhutnahme und Versorgung von 
unbegleiteten Minderjährigen in Deutschland

Vorbemerkung
In der letzten Ausgabe des Dialog Erziehungshilfe (3/2011) ist der 1. Teil des Beitrages erschienen. Er enthielt neben einer
Einleitung die Themen „Aufnahmezahlen und Defizite bei der Erfassung von unbegleiteten Minderjährigen", „Rechtliche
Grundlagen", „Inhobhutnahme und Clearing" sowie „Altersfestsetzungen/Altersschätzungen". Es sind noch Exemplare der
Ausgabe vorhanden. Sie können beim AFET bestellt werden. Auch ein Download des Artikels über unsere Homepage ist
möglich.

Willkommen in Deutschland
- Broschüre in verschiedenen Sprachen
Die Broschüre „Willkommen in Deutschland!“ liegt nun auch in französi-
scher Sprache vor. Bislang gab es bereits Versionen in Deutsch, Englisch
und Dari in jugendgerechter Sprache. Eine vietnamesische Ausgabe er-
folgt in Kürze. 
Die Broschüren hat der Bundesfachverband UMF in Zusammenarbeit mit
einer Gruppe junger Flüchtlinge erstellt, um bundesweit die Aufnahme
von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zu verbessern und die Ar-
beit von Beratungsstellen zu unterstützen. 
Die Broschüre steht unter www.bumf.de zum Download kostenlos zur Ver-
fügung und kann in der Geschäftsstelle des Bundesfachverbands UMF ge-
gen eine Schutzgebühr von 2,50 Euro pro Exemplar bestellt werden. 
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Gerade kurz nach der Einreise sind
viele weitreichende Entscheidungen
zu treffen. Deswegen sollten Famili-
enrichter darüber informiert werden,
dass die unverzügliche Bestellung des
Vormunds wichtig ist. Die möglichen
Tätigkeitsbereiche für Vormünder sind
sehr vielschichtig. Welche Aufgaben
vom Vormund übernommen werden
und welche an die Betreuungseinrich-
tung abgegeben werden können, ist
sehr unterschiedlich, bedarf aber ei-
ner klaren Absprache.39 Dies umfasst
vor allem die Bereiche der Personen-
sorge, Aufenthaltssicherung, Unter-
bringung, Bildung, Gesundheit und
Freizeitgestaltung. 

7. Asylverfahren / Aufenthalts-
sicherung

Schon bald nach der Einreise muss
der aufenthaltsrechtliche Status ge-
regelt werden. Hierzu ist es sinnvoll,
zunächst bei der Ausländerbehörde
eine Duldung zu beantragen. In
Frankfurt gibt es hierfür ein klar gere-
geltes Verfahren. Das Jugendamt mel-
det im Rahmen der Inobhutnahme die
Minderjährigen bei der Ausländerbe-
hörde an. Jeden Mittwoch bringen
dann die Mitarbeitenden der Aufnah-
meeinrichtung die relevanten Infor-
mationen (Körpergröße, Augenfarbe,
biometrisches Foto) zur Ausstellung
einer Duldung zur Ausländerbehörde.
Die Kinder und Jugendlichen müssen
dort nicht selbst vorstellig werden.
Zur erkennungsdienstlichen Behand-
lung bei der Polizei werden sie von
Mitarbeitenden der Jugendhilfeein-
richtung begleitet. Bis zur Ausstellung
der Duldung wird den Jugendlichen
ein Heimausweis ausgestellt, der ih-
nen ermöglicht, sich bei Personen-
kontrollen auszuweisen. Die örtliche
Polizei kennt diese Ausweise und
weiß, dass sie sich bei Nachfragen je-
derzeit an die Einrichtung wenden
kann. Mit dieser Maßnahmen kann
Jugendlichen möglicherweise eine
unangenehme vorläufige Festnahme

zur Identitätsfeststellung erspart
bleiben.

Nach der vorübergehenden Regelung
des Aufenthaltsstatus muss die län-
gerfristige aufenthaltsrechtliche Per-
spektive des Jugendlichen geklärt
werden. Dies beinhaltet zunächst die
Aufarbeitung der Gründe, warum das
Mündel seine Heimat verlassen hat,
die Klärung ob und wo die Eltern noch
leben (event. Stellen eines Suchauf-
trags beim Internationalen Roten
Kreuz), ob eine Familienzusammen-
führung in Betracht kommt, ob ande-
re Familienangehörige, die eventuell
im Ausland leben, den/die Jugendli-
che aufnehmen wollen und ob dies
rechtlich möglich ist. Wichtig ist
auch, den Reiseweg und mögliche
Aufenthalte und Asylantragstellun-
gen in anderen europäischen Staaten
abzuklären, da unter Umständen eine
Rücküberstellung in einen anderen
europäischen Staat gemäß der Dub-
lin-II-Verordnung im Raume stehen
könnte. Die Aufarbeitung der oben
genannten Aspekte muss nicht
zwangsläufig vom Vormund über-
nommen werden. Gerade wenn es um
psychisch sehr belastende Aspekte
geht, ist es wichtig, eine Person des
Vertrauens hiermit zu betrauen. Ent-
scheidend ist jedoch, dass der Vor-
mund sich versichert, dass diese As-
pekte geklärt werden.

Auch von den Betreuungseinrichtun-
gen oder anderen Institutionen wird
in der Regel für die Minderjährigen ei-
ne Asylverfahrensberatung angebo-
ten.40 Gerade Aspekte wie der Ablauf
des Verfahrens, die Bedeutung der An-
hörung, die Rolle von Entscheider und
Dolmetscher, die aufenthaltsrechtli-
chen Konsequenzen einer positiven
oder negativen Entscheidung etc.
können von den Einrichtungen oder
externen Beratungsstellen übernom-
men werden. Wichtig ist jedoch, dass
es klare Absprachen gibt, wer die Ju-
gendlichen in welchem Umfang berät
und dass eine allgemeine Verfahrens-

Neues Bleiberecht in
Kraft 

"Gut integrierte Jugendliche und
Heranwachsende" können durch
die seit 1.Juli gültige neue Blei-
berechtsregelung profitieren. 

Junge Flüchtlinge mit Duldung
können eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25a Aufenthaltsge-
setz beantragen. Die Bedingun-
gen sind: 
• Sie müssen zwischen 15 und

20 Jahre alt sein 
• Sie müssen vor dem 14. Le-

bensjahr nach Deutschland
gekommen sein

• Der Mindestaufenthalt in
Deutschland muss mindestens
6 Jahre betragen 

• Zudem muss mindestens 6
Jahre erfolgreich die Schule in
Deutschland besucht worden
sein 

• Alternativ müssen sie hier ei-
nen Schul- oder Berufsab-
schluss erworben haben

• Des Weiteren ist eine positive
Integrationsprognose not-
wendig

• Der Lebensunterhalt muss
selbst gesichert sein (bei
Schulbesuch oder Ausbildung
nicht erforderlich) 

• Sie dürfen keine falschen An-
gaben zu ihrer Identität oder
Staatsangehörigkeit gemacht
haben, um dadurch ihre Ab-
schiebung zu verhindern

• Die Jugendlichen müssen ei-
nen Pass besitzen oder nach-
weisen, dass die Passbeschaf-
fung unzumutbar ist 

Mit dieser Regelung ist zumin-
dest für einen Teil der jungen
Flüchtlinge eine Verbesserung
eingetreten. Die Hürden sind je-
doch für viele Jugendliche wei-
terhin so hoch, dass sie von der
Regelung nicht profitieren. 
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beratung nicht die Aufarbeitung der
individuellen Fluchtgründe ersetzt.

Die letztendliche Entscheidung, ob
ein Asylantrag gestellt wird oder
nicht, sollte der Vormund als gesetzli-
cher Vertreter zusammen mit seinem
Mündel treffen, unabhängig davon,
ob der Jugendliche mit 16 Jahren
nach dem Asylverfahrensgesetz als
handlungsfähig gilt oder nicht. Der
Vormund ist dem Wohle seines Mün-
dels verpflichtet und es liegt auf der
Hand, dass unbegleitete Minderjähri-
ge, zumal wenn sie aus einem frem-
den Kulturkreis kommen und der
Amtssprache nicht mächtig sind, re-
gelmäßig mit den Abläufen und Be-
sonderheiten des deutschen Verwal-
tungsverfahrens überfordert sind. So-
mit kann davon ausgegangen werden,
dass unbegleitete Minderjährige in
der Regel nicht ausreichend fähig
sind, ohne Unterstützung ein Asylver-
fahren effektiv betreiben zu können.41

Auch die EU-Mindestnormen für
Asylverfahren sehen eine Vertretung
von unbegleiteten Minderjährigen im
Asylverfahren vor.42

Für die Begleitung im Asylverfahren
braucht der Vormund ein solides
rechtliches Grundlagenwissen im Be-
reich des Asyl- und Ausländerrechts,
aber auch Wissen über die politische
Lage im Herkunftsland des Mündels.
Schon die Frage, welche Erfolgsaus-
sichten ein Asylantrag hat, bedarf ei-
nes umfangreichen Wissens, das be-
dingt durch Neubewertungen der Si-
tuation im Herkunftsland, aber auch
durch die Weiterentwicklung des
Asylrechts einem stetigen Wandel un-
terliegt.43 Auch wird noch häufig
durch Bundesamt und Gerichte die
asylrechtliche Relevanz des Vorbrin-
gens von Kindern und Jugendlichen
verkannt.44

Vor der Prüfung des Asylantrags
durch das Bundesamt wird zudem im-
mer zunächst geprüft, ob nach der
Dublin-II-Verordnung eventuell ein

anderer europäischer Staat für die
Prüfung des Asylverfahrens zuständig
ist.45 Grundsätzlich gilt für unbeglei-
tete Minderjährige, dass das Land
zuständig ist, in dem sich die Eltern
oder ein Elternteil aufhalten; wenn
dies nicht der Fall ist, dann ist der
Staat zuständig, in dem der erste
Asylantrag gestellt wurde.46 Viele un-
begleitete Minderjährige waren, be-
vor sie in Deutschland ankommen,
schon in anderen europäischen Staa-
ten und haben diese aus unterschied-
lichen Gründen wieder verlassen, sei
es z.B. dass sie zu ihren Verwandten in
einem anderen Land wollen, sei es
dass sie dort als volljährig einge-
schätzt wurden und ihnen daher kei-
ne altersgemäße Versorgung gewährt
wurde, sei es dass sie dort inhaftiert
wurden oder andere negative Erfah-
rungen gemacht haben. Häufig
möchten die Jugendlichen aus gut
nachvollziehbaren Gründen nicht in
dieses Land rücküberstellt werden.
Die erste Aufgabe des Vormunds oder
einer anderen Vertrauensperson ist es,
diese Gründe zu eruieren und in das
Verfahren einzubringen, damit diese
kindeswohlrelevanten Aspekte bei der
Prüfung berücksichtigt werden kön-
nen. Da das Dublin-Verfahren recht-
lich sehr komplex und speziell ist, ist
im Weiteren eine rechtliche Beratung
oder Vertretung durch einen Anwalt
häufig jedoch unumgänglich.47

In Hessen beantragen Vormünder re-
gelmäßig bei den Familiengerichten
die Bestellung eines Ergän-
zungspflegers gemäß § 1909 BGB mit
der Begründung, dass ihnen die ent-
sprechenden Kenntnisse im Asyl- und
Ausländerrecht und das Detailwissen
über die politische Situation im Her-
kunftsland des Mündels fehlt. Dieses
Modell hat sich über viele Jahre be-
währt, und wird von allen Seiten als
positiv bewertet, da die Jugendlichen
einerseits durch den Vormund und
andererseits durch einen im Asyl- und
Ausländerrecht erfahrenen Rechtsan-
walt vertreten werden. Insbesondere

bei komplizierten Asylverfahren (wie
den oben erwähnten Dublinverfahren)
ermöglichen Ergänzungspfleg-
schaften eine rechtliche Betreuung,
die von Vormündern nicht geleistet
werden können. In allen anderen
Bundesländern werden Ergänzungs-
pflegschaften nur in Ausnahmefällen
eingerichtet. Insbesondere bei Mün-
deln über 16 Jahren wird häufig mit
Verweis auf die asyl- und
aufenthaltsrechtliche Handlungsfä-
higkeit die Ergänzungspflegschaft ab-
gelehnt. 48

Der zentrale Bestandteil des Asylver-
fahrens ist die Anhörung. Das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge
hat dem Rechnung getragen und in
seiner Dienstanweisung bzgl. aller
unbegleiteter Minderjähriger gere-
gelt, dass diese erst nach der Bestel-
lung eines Vormunds angehört wer-
den sollen.49 Das Bundesamt hat da-
mit auf das Phänomen reagiert, dass
Jugendliche über 16 Jahren zum Teil
Asylanträge stellen, bevor ein Vor-
mund bestallt wurde und in der Ver-
gangenheit dann auch die Anhörung
stattfand ohne dass ein Vormund
den/die Jugendliche/n begleiten
konnte. Diese neue Regelung soll dem
vorbeugen, gibt aber auch der Anwe-
senheit des Vormunds neues Gewicht.
In München, Nürnberg und Karlsruhe
nehmen Vormünder regelmäßig an
Anhörungen teil.

Der Jugendliche kann zur Anhörung
auch durch einen Beistand begleitet
werden, in der Regel sind dies Betreu-
er der Einrichtung, allerdings können
diese nicht an Stelle des Vormunds
handeln und diesen daher auch nicht
ersetzen.50 Der Vormund kann und
sollte in der Anhörung eine sehr akti-
ve Rolle einnehmen, den Vortrag sei-
nes Mündels ergänzen, Nachfragen
stellen, etwa wenn Aussagen unklar
geblieben sind, und sich um das
Wohlbefinden des Mündels kümmern,
z.B. wenn dieses nach seiner Ein-
schätzung eine Pause benötigt.
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8. Unterbringung im Rahmen
der Jugendhilfe 

Die Inobhutnahme und das Clearing-
verfahren werden mit der Übergabe
an die Personensorgeberechtigten
oder die Feststellung des Jugendhilfe-
bedarfs beendet. Die Mitarbeitenden
der Clearingeinrichtungen berichten
einhellig davon, dass fast alle unbe-
gleiteten Minderjährigen einen Ju-
gendhilfebedarf aufweisen. Ein hoher
Anteil an Jugendlichen war in seiner
Heimat oder auf der Flucht mit trau-
matisierenden Ereignissen konfron-
tiert und zeigt psychische Auffällig-
keiten. Das SGB VIII bietet eine Viel-
zahl von passgenauen Angeboten, die
den jeweiligen Bedarf der Jugendli-
chen abdecken können. In den meis-
ten Bundesländern werden die Ju-
gendlichen in speziellen Jugendhilfe-
einrichtungen untergebracht, da die
Erfahrung zeigt, dass die Bedürfnisse
von unbegleiteten Minderjährigen
spezielle pädagogische Konzepte und
von dem Betreuungspersonal ein be-
sonderes Fachwissen abverlangen. 

Die Folgeunterbringung der unbeglei-
teten Minderjährigen erfolgt gegen-
wärtig immer innerhalb des Bundes-

landes, allerdings nicht zwingend in
dem Ort der Inobhutnahme. Die Flä-
chenländer haben vielmehr zum Teil
Verteilungsmechanismen entwickelt,
um die einzelnen Kommunen gleich-
mäßig an der Unterbringung zu betei-
ligen. Wichtig ist dabei allerdings,
hierbei das Wunsch- und Wahlrecht
des/der Minderjährigen nach § 8 SGB
VIII zu berücksichtigen. Insbesondere
sollten etwaige Bindungen an die
ethnische Community, verwandt-
schaftliche Beziehungen oder Bin-
dungen zu Vertrauenspersonen und
die Möglichkeit des Zugangs zu spe-
ziellen schulischen Fördermaß-
nahmen berücksichtigt werden. 

In Bayern fokussiert sich die Aufnah-
me im Wesentlichen auf den Groß-
raum Nürnberg/Fürth und München.
In beiden Großräumen hat sich ein
umfangreiches Angebot an Einrich-
tungen für unbegleitete Minderjähri-
ge entwickelt, das allerdings aufgrund
der hohen Zugänge zur Zeit nicht
ausreicht. In Hessen und Baden-
Württemberg hat sich ein System
etabliert, in dem anhand eines Quo-
tenschlüssels im Anschluss an das
Clearingverfahren in die einzelnen
Landkreise verteilt wird. In Baden-

Württemberg wird jedoch momentan
über die Etablierung von „Kompe-
tenz-Zentren“ diskutiert, da die bis-
herige Erfahrung gezeigt hat, dass
viele Landkreise keine adäquate Un-
terbringung gewährleisten. In den
Kompetenz-Zentren sollen speziali-
sierte Einrichtungen, Bildungs- und
Therapieangebote zur Verfügung ste-
hen. Ähnliche Überlegungen werden
zur Zeit auch in Rheinland-Pfalz ver-
folgt.

Zur Frage der Folgeunterbringung und
-versorgung gehört auch der An-
spruch auf Hilfen für junge Volljähri-
ge. Gemäß § 41 SGB VIII gibt es einen
Rechtsanspruch auf diese Hilfen, der
auch für unbegleitete Minderjährige
gilt51 . Der Zugang zu den Hilfen wird
sehr unterschiedlich ermöglicht. Da
die jungen Erwachsenen hiervon
nichts wissen, müssen Beratungsstel-
len oder im Vorfeld der Vormund für
einen Übergang sorgen.

Für die entstehenden Kosten bemü-
hen sich die Kommunen um einen Er-
stattung über den überörtlichen Kos-
tenträger. Die Erfahrungen zeigen,
dass die betroffenen Jugendämter
hierdurch einen Großteil ihrer Kosten
refinanzieren können - vorausgesetzt
sie stellen sich dem Verwaltungsauf-
wand. Die Kostenerstattung setzt eine
ausreichende Dokumentation der
Vorgänge voraus.

9. Fazit

Die Erfahrungen im Umgang mit un-
begleitete Minderjährige zeigen, dass
sich trotz der gleichen bundesgesetz-
lichen Grundlage sehr unterschiedli-
che Vorgehensweisen herausgebildet
haben. Die dezentrale Organisations-
weise der Jugendhilfe, die die kom-
munale Besonderheiten aufgreifen
kann, bietet eine sehr gute Basis für
einen kindeswohlorientierten Um-
gang mit unbegleiteten Minderjähri-
gen. Was bislang fehlt, sind gemein-

Ausländerbehörden und Jugendhilfe
- Kindeswohl als Kooperationsmöglichkeit

Der Internationale Sozialdienst des Deutschen Vereins für öffentliche und
private Fürsorge e.V. befasst sich in einer Veranstaltung mit den Koopera-
tionsmöglichkeiten von Ausländerbehörden und Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe aufgrund des gemeinsamen Schutzauftrags "Kin-
deswohl". In der Fachveranstaltung am 21.3.-22.3.2012 sollen Unsicher-
heiten bei den Fachkräften in den Ausländerbehörden und in der Jugend-
hilfe bei der Wahrung ihres Schutzauftrages in rechtlich nicht eindeuti-
gen/kontroversen Einzelfällen aufgegriffen und in den jeweiligen Tan-
dems diskutiert werden. Es ist geplant, gemeinsam mit den Teilnehmen-
den unter Berücksichtigung der praktischen Erfahrungen und bestehen-
der nationaler und internationaler rechtlicher Regelungen Kooperations-
möglichkeiten zu erarbeiten. Daher ist eine Anmeldung nur im Tandem
von Mitarbeitenden der Jugendhilfe und der Ausländerbehörden möglich.

Nähere Informationen: www.deutscherverein.de Menüpunkt: Veranstal-
tungen/Kongresse
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same Standards, die die guten Ele-
mente der verschiedenen Modelle
aufgreifen. 

Aufgrund der bisherigen Beobachtun-
gen der Praxis ergeben sich folgende
Überlegungen, wie der Aufnahmepro-
zess von den politisch Verantwortli-
chen und örtlichen Akteuren der Ju-
gendhilfe gestaltet werden sollte. 

1) Es wäre sehr hilfreich, wenn mehr
gesichertes Wissen über die Lage von
unbegleiteten Minderjährigen in
Deutschland verfügbar wäre. Eine
systematische qualitative und quanti-
tative Untersuchung der Aufnahme-
bedingungen würde es erleichtern,
ein Gesamtbild zu erstellen und auf
politischer Ebene mögliche notwendi-
ge Weichenstellungen vorzunehmen,
um angemessen auf die Bedürfnisse
der Kinder und Jugendlichen reagie-
ren zu können. 

2) Es ist zu erwarten, dass in der na-
hen Zukunft die Anzahl der unbeglei-
teten Minderjährigen ansteigt oder
zumindest auf dem derzeitigen Ni-
veau bleibt. Deswegen wäre es sinn-
voll, die Betreuungs- und Unterbrin-
gungskapazitäten auszuweiten.

3) Bei der Aufnahme von unbegleite-
ten Minderjährigen gilt das Primat
der Jugendhilfe. Die ersten Anlauf-
stellen für alle Minderjährigen sollten
immer Jugendämter und Jugendhilfe-
einrichtungen sein, nicht Ausländer-
behörden oder Erstaufnahmeeinrich-
tungen für Asylbewerber. 

4) Abgestimmte Verfahren zwischen
den Behörden sind wichtig, um einen
reibungsfreien Ablauf der Inobhut-
nahme und Unterbringung von unbe-
gleiteten Minderjährigen zu errei-
chen. Diese sollten, wenn möglich,
unter Einbeziehung der zuständigen
Landesministerien getroffen werden
und die vorrangige Berücksichtigung
des Kindeswohls im Blick haben. So
kann Handlungssicherheit für alle Be-

teiligten geschaffen werden. Die Ju-
gendämter können so ihr staatliches
Wächteramt ausüben und in anwalt-
schaftlicher Vertretung des Minder-
jährigen handeln.

5) Die unbegleiteten Minderjährigen
sollten in spezialisierten Clearingein-
richtungen untergebracht werden.
Dort sollte ausreichend Zeit für eine
umfangreiche Abklärung der indivi-
duellen Situation vorhanden sein. Der
Clearingprozess sollte die Klärung der
Aufenthaltssicherung, Gesundheit,
Bildung, Familienzusammenführung
und bei Zweifeln auch des Alters um-
fassen.

6) Es wäre sehr wünschenswert, wenn
gemeinsame Standards bei der Alters-
festsetzung auf Basis der Standards
von UNHCR und SCEP entwickelt
werden könnten. Die beteiligten Insti-
tutionen sollten sich auf einen ge-
meinsamen Standard-Katalog eini-
gen, in dem auch nachvollziehbare
Kriterien für die Entscheidung festge-
legt werden sollten. Das Jugendamt
sollte maßgeblich in die Entscheidung
eingebunden werden, zudem muss die
Entscheidung transparent sein und
den Betroffenen muss der Rechtsweg
offen stehen. 

7) Vormünder sollten möglichst zügig
bestallt werden, damit sie den Ju-
gendlichen frühzeitig bei asyl- und
aufenthaltsrechtlichen Fragen bera-
ten und begleiten können. Diese Auf-

gabe sollte in das Aufgabenprofil des
Vormunds verankert werden. Den Fa-
milienrichterInnen soll die Notwen-
digkeit einer schnellen Vormund-
schaftsbestellung dargelegt werden.

8) Es wäre sinnvoll, Standards für die
Vormundschaftsarbeit bei unbegleite-
ten Minderjährigen zu entwickeln, die
auf die spezifischen Anforderungen
bei der Arbeit mit dieser Klientel ein-
gehen. Zudem sollten regelmäßig
Weiterbildungsmöglichkeiten für Vor-
münder angeboten werden. 

9) Alle unbegleiteten Minderjährigen
sollten einen qualifizierten Rechts-
beistand erhalten, da die Minderjähri-
gen (ebenso wie die Vormünder) für
die komplexen aufenthaltsrechtlichen
Verfahren juristische Kompetenz an
ihrer Seite brauchen. Dabei kann es
sich um einen Ergänzungspfleger oder
einen Rechtsanwalt handeln.

10) Es besteht keine Notwendigkeit
für die Stellung eines Asylantrags in-
nerhalb der ersten Tage nach der An-
kunft in Deutschland. Auch die in
asyl- und aufenthaltsrechtlichen An-
gelegenheiten handlungsfähigen 16-
und 17-jährigen Jugendlichen sollen
erst nach ausführlicher Beratung und
Abklärung der familiären Umstände
und unter Hinzuziehung des Vor-
munds einen Asylantrag stellen.
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Anmerkungen:

37 Es gibt bundesweit einige wenige Ge-
richte die sich z.T. weigern das Ruhen
der elterlichen Sorge festzustellen,
wenn die Eltern noch leben, da sie ar-
gumentieren, dass mittels moderner
Kommunikation die elterliche Sorge
auch aus dem Ausland ausgeübt wer-
den kann.

38 Vgl. ausführlich zu Vormundschaften:
Noske (2010).

39 Ebenda.
40 In Giessen werden die 16- bis 17-jäh-

rigen Jugendlichen, die keinen Ergän-
zungspfleger haben, von Studierenden
der Refugee Law Clinic Gießen und der
Verfahrensberatung in der HEAE bera-
ten. Das Jugendamt stellt für die Bera-
tung einen Dolmetscher. Im Dortmun-
der Clearinghaus gehört zum Leis-
tungsumfang, dass eine externe
Verfahrensberatung angeboten wird. 

41 Funke-Kaiser (2011), Rn. 5.1.
42 Die EU-Verfahrensrichtlinie (Richtlinie

2005/85/EG des Rates vom 1. Dezem-
ber 2005 über Mindestnormen für Ver-
fahren in den Mitgliedstaaten zur Zu-
erkennung und Aberkennung der
Flüchtlingseigenschaft) gibt vor, dass
für jeden unbegleiteten Minderjähri-
gen ein Vertreter zu bestellen ist, der
den „Minderjährigen bei der Prüfung
des Antrags vertritt und/oder unter-
stützt“. Zwar wird den Mitgliedstaaten
das Recht eingeräumt, hiervon abse-
hen zu können, wenn der Minderjähri-
ge 16 Jahre alt oder älter ist. Dies ist in
Deutschland aber nicht der Fall, weil ja
nach § 42 SGB VIII ein Vormund zu be-
stellen ist. Zudem wird diese Ausnah-
meregelung im Weiteren insoweit ein-
schränkt, als sie nur gilt, soweit der
Minderjährige „in der Lage ist, seinen
Antrag ohne einen Vertreter weiter zu
betreiben“, was in der Regel nicht der
Fall sein dürfte.

43 Wurde vor zehn Jahren geschlechts-
spezifische Verfolgung wie Zwangshei-
rat, Beschneidung oder häusliche Ge-
walt häufig als nicht asylrelevant ge-
wertet, wird heute häufig Flüchtlings-
status gewährt. Während bis 2005

Bürgerkriegsopfer häufig keinen Status
erhielten, wird Jugendlichen aus So-
malia zur Zeit häufig europarechtli-
cher subsidiärer Schutz (§ 60 Abs.7
Satz 2 AufenthG) gewährt.

44 Wichtige Hinweise hierzu in: UNHCR-
Richtlinien zum internationalen
Schutz: Asylanträge von Kindern im
Zusammenhang mit Artikel 1 (A) 2
und 1 (F) des Abkommens von 1951
bzw. des Protokolls von 1967 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge. Diese
Richtlinien verdeutlichen die besonde-
ren rechtlichen und verfahrensspezi-
fischen Aspekte bei Asylverfahren von
Kindern. Viele dieser Aspekte sind in
der deutschen Entscheidungspraxis
noch nicht verankert, so dass eine gute
rechtliche Beratung von großer Bedeu-
tung sein kann.

45 Die Dublin-II-Verordnung (siehe Fuß-
note 12) gilt in allen EU-Staaten, Nor-
wegen, Island und der Schweiz.

46 Ob in einem anderen Mitgliedstaat ein
Asylantrag gestellt wurde oder ob die
Person als „illegal eingereist“ regis-
triert wurde, geht aus dem sog.
„Eurodac-Treffern“ hervor. Fingerab-
drücke werden von jedem Asylbewer-
ber und Ausländer, der im Zusammen-
hang mit der illegalen Einreise über die
EU-Außengrenze aufgegriffen wird
und über 14 Jahren alt ist abgenom-
men und in die zentrale Eurodac-Da-
tenbank eingespeichert. 

47 Mehr zum Dublin-Verfahren bei unbe-
gleiteten Minderjährigen in Bender,
Dominik; Bethke, Maria (2011), 68 ff.
und S. 112 ff.

48 Siehe OLG Karlsruhe (2 UF 172/10)
vom 2. Dezember 2010. Eine kritische
Erwiderung zu dieser Rechtsauffas-
sung: Bender, Dominik, Rieger, Uta
2011: Beschlussbesprechung OLG
Karlsruhe (2 UF 172/10) vom 2. De-
zember 2010, in Das Jugendamt, er-
scheint 2011.

49 BAMF (2010): Dienstanweisung Unbe-
gleitete Minderjährige BAMF.

50 Eventuell ist jedoch eine Bevollmächti-
gung durch den Vormund möglich.

51 Vgl. DIJuF (2010).
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